Es gilt das gesprochene Wort

Diskussionspapier zum Abend der Weltkirche im Erzbistum Berlin
Seit der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts hat sich die Lage der Menschheit auf dieser Erde verändert. Mühsal und Not sind nicht mehr unüberwindliche Bestandteile des menschlichen Lebens. Die industrielle Revolution, die vor vierhundert Jahren begann, befreite mehr als eine Milliarde Menschen von großer Not; aber auf unserer Erde wohnen mehr als sechs Milliarden. Menschen aus der südlichen Welt fragen sich: „Warum sind wir so arm?“ oder – sie beklagen sich, das der Norden ihren Teil der Welt vergessen hat. Aber es gibt auch andere Stimmen. Im Weltentwicklungsbericht aus dem Jahr 1990 nährte die Weltbank die Hoffnung, dass dem „verlorenen Jahrzehnt“ der achtziger Jahre ein „Jahrzehnt der Hoffnung“ folgen könne. Grundlage dieser Hoffnung waren relativ große Zuwachsraten vor allem in Ostasien und Lateinamerika. 
Aber alle Zahlen die uns heute vorliegen zeigen, dass die Verelendung beträchtlicher Teile der Menschheit ständig fortschreitet. Wenn dieser Trend anhält, dann wird das wirtschaftliche Gefälle zwischen den Industrie- und Entwicklungsländern Ausmaße annehmen, die nicht mehr nur ungerecht, sondern unmenschlich sind. Ich möchte sie nicht mit Zahlen konfrontieren – sie sind den meisten von Ihnen bekannt. Vor allem in den Tagen des G8 -Gipfels in Heiligendamm konnten wir uns alle in den Medien darüber informieren.
I.
Ich möchte in wenigen Skizzen aufzeigen, welche Gründe ich für uns an diesem Abend sehe, die mit zu den Ursachen der weltweiten Verarmung zählen.
Seit Jahrzehnten stecken viele Länder der südlichen Welt in einem Teufelskreis, der sich um drei Probleme dreht: 

1. der Mangel an Nahrungsmitteln

2. die hohen Auslandsschulden
3. die Preise für die Rohstoffe 

 1. Mangel an Nahrungsmitteln
Eigentlich gibt es genügend Nahrungsmittel auf dieser Erde, denn die Produktion ist in den letzten Jahrzehnten schneller gewachsen als die Weltbevölkerung. Es ist eine Frage der gerechten Verteilung. In vielen südlichen Ländern wächst die Zahl der Kleinbauern ohne Land – sei es, weil sie von den Großgrundbesitzern vertrieben wurden; sei es, weil sie von ihren Eltern zu wenig Land geerbt haben, um davon leben zu können; sei es, weil die Regierungen den Schwerpunkt der landwirtschaftlichen Entwicklung auf die Förderung von Großplantagen legt, die Produkte produzieren, die für den Export bestimmt sind. Die Gründe sind uns bekannt. Blumen für den europäischen Markt bringen Devisen – Produkte für den lokalen Markt nicht.
Hinzu kommt, dass ein großer Teil des Getreides aus dem Süden als Viehfutter verwandt wird. 40 % des Weltgetreides, fast die Hälfte des Fischfangs und etwas 1/3 aller Milchprodukte wandern durch die Mägen der Kühe, Schweine und Geflügel. Gleichzeitig verschärft der Nahrungsmittelüberschuss im Norden die Nahrungsmittelknappheit im Süden. Mit Hilfe der Subventionen der Europäischen Union können unsere Landwirte ihre Waren zu einem günstigeren Preis auf dem Weltmarkt anbieten.
2. Der Schuldenberg
Die Schuldenkrise wurde im August 1982 offenbar, als Mexiko der Welt seine Zahlungsunfähigkeit erkläre. Seitdem sind 25 Jahre vergangen. In manchen Ländern hat sich die Lage etwas verbessert. Rückzahlungen von Schulden wurde erleichtert; es gab Schuldenerlasse. Es wurden aber auch unzählige Regierungen gezwungen ihre Staatsausgaben zu kürzen – in wesentlichen z.B. die Subventionen der Nahrungsmittel, des öffentlichen Transports, Kürzung der Sozialausgaben ect… Viele dieser Maßnahmen trafen die Ärmsten der Armen, weil Nahrungsmittelpreise oder die Gebühren für öffentliche Leistungen stark anstiegen, während die Löhne zur gleichen Zeit gesenkt wurden. Einfuhrbeschränkungen wurden aufgehoben und die Länder des Südens von Importen aus dem Norden überschwemmt. 
Wenn wir in einem Lehrbuch der Volkswirtschaftslehre das Kapital über die Theorie des internationalen Handels lesen, gewinnen wir vielleicht den Eindruck, dass das Plädoyer für freien Welthandel und Wachstum überzeugend klingt. Dabei macht es keinen Unterscheid, ob wir über den Handel zwischen zwei Staaten oder den multilateralen Handel - als den Welthandel sprechen. Alle Beteiligten profitieren vom Handel, solange er frei ist, bzw. solange die Regeln fair sind und für alle gleichermaßen gelten. Das ist das Argument der Liberalisierer in  der WTO, der Weltbank und im IWF. Die Kritik, dass die Regeln weder fair noch allgemeingültig sind, erwidern die Liberalisierer mit der Forderung, sie müssen mittel – oder langfristig fair und allgemeingültig gemacht werden. 
II. World Trade Organisation 
Die WTO wurde am 15. April 1994 in Marrakesch, Marokko gegründet. Unter ihrem Dach werden die Verträge GATT, GATS und TRIPS verwaltet. Die WTO wurde mit dem Ziel gegründet, Handelshemmnisse abzubauen und den gesamten internationalen Handel zu liberalisieren. Die WTO verfolgt eine liberale Wirtschaftspolitik verbunden mit Deregulierung und Privatisierung. Sie hat zurzeit 150 Mitglieder. Die EU ist natürlich Mitglied der WTO und zwar zusätzlich zu ihren einzelnen Mitgliedsstaaten. Etwa 2/3 der Mitgliederstaaten kommen aus der südlichen Welt. Nun haben die so genannten Entwicklungsländer häufig sehr unterschiedliche Interessen. So haben sich Zusammenschlüsse gebildet wie:
die G 90, eine Koalition der Afrikanischen Union, der Staaten Afrikas, der Karibik, des Pazifiks (AKP-Staaten) und der Least Developed Countries. Die bedeutendste Gruppe ist die in Cancùn in Mexiko gebildete Gruppe der Zwanzig, unter der Führung der wirtschaftlich stärksten „Entwicklungsländer“ China, Indien, Brasilien und Südafrika. 
Die WTO erwirtschaftet mehr als 90% des Welthandelsvolumens.
Die Ministerkonferenz der Wirtschafts- und Handelsminister tagt mindestens alle 2 Jahre. Ich möchte nun nicht durch die einzelnen Treffen der letzten Jahre gehen, die deutlich zeigen, dass es mehr als schwierig ist, Beschlüsse zu fassen, die von allen Mitgliedsstaaten unterschrieben werden können. So wurde das Treffen in Genf 2006 deshalb ergebnislos abgebrochen, da die EU und die USA auf der einen Seite und die Gruppe der Zwanzig vertretenen Schwellenländern unter der Führung Brasiliens und Indiens auf der anderen Seite sich nicht über den Agrarmarkt einigen konnten. 
III. GATS

Mit der Gründung der WTO trat auch das internationale Dienstleistungsabkommen GATS (General Agreement on Trade in Service) in Kraft. Auch hier ist das Ziel eine vollständige Liberalisierung der weltweiten Dienstleistungsmärkte. Staatliche Regulierungen wie Beschäftigungs- oder Umweltauflagen können als so genannte „Handelshemmnisse“ dem GATS zum Opfer fallen. GATS betrifft nicht nur die Bundesebene sondern auch Länder und Kommunen. Die Bundesregierung muss gewährleisten, dass alle Verpflichtungen im Rahmen des GATS auch auf kommunaler Ebene eingehalten werden. Das gilt für 160 Dienstleistungssektoren – von Baudienstleistungen über Verkehr bis zum Einzelhandel. Auch Dienstleitungen wie Wasser-, Gas- und Stromversorgung, die Abwasser- und Abfallentsorgung sowie das Bildungs- und Gesundheitswesen werden von den GATS-Regeln erfasst.
IV. TRIPS
Auch gibt es ein Abkommen über das so genannte geistige Eigentum (TRIPS = Trade –Related-Aspects of Intellectual Rights). Dieses Abkommen legt Mindestschutznormen für Patente fest, die dann auch von der südlichen Welt anerkannt werden müssen. Diese Schutzmaßnahmen sollen die Nachahmung teurer Produkte durch Unternehmen in der südlichen Welt verhindern. Diese Schutznormen führten jedoch zu einer weiteren Ausbeutung der südlichen Welt. So reichten drei US –Chemiefirmen 31 Patente auf den Neembaum ein. Die Früchte des Neembaumes dienen in Indien verschiedenen Zwecken: es ist eine Mittel gegen Insekten, es wird als Medizin gebraucht oder als Rohstoff für Zahnbürsten. Die berechtigte Angst der Bewohner Indiens war, dass sie nun für die Nutzung des Neembaumes Lizenzgebühren an die Chemie- Multis bezahlen müssen. Nach Angaben der Weltbank zahlten 2002 die ärmsten Länder 9,3 Mrd. $ Lizenzgebühren an Länder mit hohem Einkommen. Besonders deutlich werden die Auswirkungen starker Patente bei Medikamenten. Auch die Landwirte sind vom TRIPS-Abkommen betroffen. Patente schränken die Nutzung von Saatgut ein. Wir sprechen inzwischen von einer Biopiraterie. Weltweiter Kampagnearbeit ist es zu verdanken, dass das TRIPS- Abkommen armen Ländern  verschiedene Schutzmaßnahmen und Ausnahmen zum Schutz der öffentlichen Gesundheit erlaubt. Sie dürfen sicherstellen, dass die Regelungen sie nicht daran hindern, Generika zu beschaffen, sowohl für Infektionskrankheiten wie HIV/Aids als auch für nicht ansteckende Krankheiten, darunter Diabetes und Krebs.  
Wenn wir uns unsere Welt anschauen müssen wir feststellen, dass die Voraussetzungen für einen freien Handel nicht bestehen. So dürfen wir feststellen, dass die EU von anderen Ländern das Prinzip Freihandel abverlangt, selber aber eine protektionistische Außenhandelspolitik betreibt.
V. Rohstoffpreise 
Hier möchte ich auf das Problem der Rohstoffpreise hinweisen. Mehr als 80 Länder der südlichen Welt erwirtschaften ihre Devisen aus dem Verkauf von Rohstoffen. Daher ist die Entwicklung der Rohstoffpreise für diese Länder von existentieller Bedeutung. Die meisten Rohstoffpreise sind jedoch in den letzten Jahren drastisch gesunken. Viele Länder müssen ständig größere Mengen an Rohstoffen, wie Kaffee, Banane oder Kakao exportieren, um z.B. einen LKW in Deutschland erwerben zu können. Der Verfall der Rohstoffpreise begann Ende der siebziger Jahre. In dieser  Zeit hatten sich die Rohstoffpreise im Gefolge steigender Ölpreise stark erhöht. Das motivierte die Anbieter der südlichen Welt immer größere Mengen auf den Markt zu bringen.
VI. Global Europe Strategie

Noch auf einen letzten Punkt möchte ich hinweisen: Im Oktober 2006 hat der Handelskommissar der EU, Peter Mendelson ein neues Papier zur Umsetzung einer aggressiven Handelspolitik vorgelegt. Wir kennen es als Global Europe Strategie. In diesem Papier geht es um die neoliberale Vision eines Globalen Europas. 
· es geht um interne und externe Reformen der Handelspolitik mit dem Ziel einer verbesserten internationalen Wettbewerbsfähigkeit;
· den direkten politischen und regulativen Einfluss weltmarktorientierter Unternehmen innerhalb und außerhalb Europas weiter zu stärken; sowie
· einer Reihe außenwirtschaftlicher Initiativen, darunter die neue Generation bilateraler Handels – und Investionsabkommen abzuschließen.
· Im Fokus der EU sind vor allem sich dynamisch entwickelnde Regionen und Schwellenländer, insbesondere China, Indien, Südkorea, die Golfstaaten und Russland.
Bei den Verhandlungen werden folgende Ziele verfolgt:
· stärkerer Abbau von Handelshemmnissen
· Sicherung des ungehinderten Zugangs zu Energie und Rohstoffen
· verschärfter Schutz geistiger Eigentumsrechte

· beschleunigte Öffnung von Dienstleistungsmärkten
· ungehinderte Niederlassungsfreiheit

· Liberalisierung öffentlicher Beschaffungsmärkte für EU-Exporteure
· Einführung von Wettbewerbspolitik in den Ländern, wo sie der Unterstützung des Marktzugangs europäischer Unternehmen dienen kann.
Der Markt mit seinen Mechanismen von Angebot und Nachfrage gilt als moralisch neutral, weil er von der Chancengleichheit aller Beteiligten ausgeht. Auf der einen Seite steht das Angebot von Waren und Dienstleistungen – auf der anderen Seite der Verbraucher, der frei entscheiden kann, was er kaufen will. Der Preis gilt als fair, weil die Konsumenten bereit sind, Waren und Dienstleistungen zu kaufen. Bei dieser Sicht ist der ganze Faktor der Macht ausgeklammert. Wir erleben täglich – auch in unserem Land, dass die Notlage vieler Menschen ausgenützt wird, dass Menschen unterdrückt werden, um auf dem Markt Vorteile zu erzielen.                                                                                                                     
Auf die Situation im Weltfinanzsystem kann ich wegen der Kürze der Zeit jetzt nicht eingehen. In wenigen Sekunden werden riesige Geldbeträge von Konto zu Konto überwiesen. Die kapitale Welt ist gut vernetzt und immer reaktionsbereit.
VII: Wie reagieren wir als Christen und Christinnen auf das neoliberale Wirtschaftssystem?

Seit der Verhinderung des Multilateralen Investionsabkommen (MAI) durch die Aufdeckung der Geheimverhandlungen hat es eine Verstärkung der weltweiten sozialen Bewegung gegeben. Davon konnten wir uns auch in Rostock überzeugen. Bei den verschiedenen Gipfeln des IWF, der G8  usw. organisieren sich immer stärker n werdende Gegenaktionen. Wir sprechen in diesem Zusammenhang von einer Globalisierung von unten. Erwähnen möchte ich vor allem das Weltsozialforum, das in Porto Alegre in Brasilien 2001 zum ersten Mal stattfand. Eine wichtige Frage des Gelingens von Alternativen ist das Verhalten von großen Organisationen, wie vor allem die von Gewerkschaften, die von Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften. Aber auch Attac und Greenpeace machen immer wieder Dampf. Die Kirchen haben zum ersten Mal in einem größeren Maße an der Erlassjahrkampagne 2000 national wie auch international teilgenommen. Über 20 Millionen Unterschriften kamen zusammen. 
Entscheidend für uns alle ist die innere Überzeugung, dass wir diese Welt mitgestalten können. Schon in kleinen Schritten können wir einen Beitrag zur Bewahrung unserer Schöpfung leisten. Die amerikanische Entwicklungsforscherin Margaret Mead sagte einmal: „Zweifle nie daran, dass eine kleine Gruppe nachdenklicher engagierter Menschen die Welt verändern kann. Ja, das sind überhaupt die Einzigen, die dies je geschafft haben.“ 
· Wir können Lebensmittel aus dem fairen Handel kaufen und sorgen damit dafür, dass Kleinbauern im Süden der Welt ein gerechteres Einkommen haben.
· Wer biologisch produzierte Ware kauft, unterstützt eine ökologische Agrarpolitik, die die Natur schont, eine artgerechte Tierhaltung garantiert und verhindert damit, dass keine Futtermittel aus der Dritten Welt benötigt werden.
· Ich erinnere an die Kampagne für saubere Kleidung; an die Frage der Energie und die zunehmenden Solarzellen und Sonnenkollektoren.
· Wenn Geld Macht bedeutet, dann haben Viele unter uns Macht. Wir können unser Geld ethisch verantwortlich anlegen. 
· Wer sein Geld gegen die weltweite Armut arbeiten lassen will, kann es bei Oikocredit anlegen.

Viele Menschen in unserem Land fürchten, dass ihr Lebensstandard sinken wird. Diese Angst ist nicht gerechtfertigt. Unser Lebensstandard muss nicht sinken – er muss sich ändern. Im Jahre 2000 hat die UNO die Halbierung der Armut auf unserer Erde zum Ziel erklärt. Wir sind weit hinter den vorgenommen Ziel zurückgeblieben.  
Jesus von Nazareth hat mit seinem Leben und seinen Worten und Taten an die prophetische Tradition seines Volkes angeknüpft. Sie alle kennen die Geschichte vom „reichen Jüngling“. Er war ein Großgrundbesitzer und fragt Jesus, wie er das ewige Leben erlangen kann – denn er hatte viele Güter! ( Mk 17-22 ) Jesus antwortet einerseits, indem er ihn auf den Dekalog verweist. Der gesamte Dekalog richtet sich an ein Volk, dass Jahwe aus der Sklaverei befreit hat; er richtet sich an freie Bauern und warnt sie, ihre Freiheit nicht dadurch zu verspielen, dass sie unter anderem mit verschiedenen legalen und illegalen Mitteln versuchen, ihren Brüdern und deren Familien Eigentum an Land und Freiheit zu nehmen. „Du sollst nicht stehlen …du sollst nicht begehren deines Nächsten Haus, Hof, Feld und alles, was sein ist. Du sollst keinen Raub begehen.“ Der reiche junge Mann aber antwortet: „Ich habe alle Gebote gehalten.“ Darauf sagt Jesus zu ihm, dann fehle ihm, dass er alle seine Güter verkaufe und den Erlös den Armen gebe.

Oft wird diese Stelle verstanden als eine Einladung zu karitativem Almosengeben. In Wirklichkeit geht es hier um das Zurückgeben des nicht aus individueller Bosheit sondern mit Hilfe gesellschaftlicher Mechanismen Geraubten. Jesus spitzt die Frage zu: An wen glaubst du? An einen Gott, der die Verarmung durch Strukturen der Ausbeutung legitimiert? Oder an den biblischen Gott, der die Armen beschützt und der Gerechtigkeit fordert und nicht Opfer! Dies ist schon die Kernfrage bei den Propheten Amos und Hosea. Die frühe Christenheit ist Jesus auf diesem Weg gefolgt. Auch diesen Text aus der Apostelgeschichte kennen sie. Die Gemeinde teilt freiwillig das Eigentum.

Als 5000 Menschen um Jesus versammelt waren und sie Hunger bekamen, wollten die Jünger zum Markt gehen und einkaufen. Jesus fragt sie stattdessen: Was haben die Leute bei sich? Und als dies unter alle verteilt wird, reicht es. Diese Geschichte hat eine tiefe Bedeutung für uns Christen und Christinnen.
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